
Gemeinäe Waltin-

Satzung

über die Erschließungsbeiträge

Auf Grund des § 132 des Bundesbaugesetzes - BBauG -
in Verbindung mit Art. 23 der Gerneindeordnung für
den Freistaat Bayern - GO - erläßt die Gemeinde
Walting , Landkreis Eichstätt mit Genehmigung
des Landratsamtes Eichstätt vom 4. 2. 1980 Nr. 16

Az. 028-01/6 folgende Erschließungsbeitragssatzung:

§ 1

Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Auf-
wandes für Erschließungsanlagen erhebt die Gemeinde

Wal-bing Erschließungsbeiträge nach den Vor-
Schriften des Bundesbaugesetzes (§§ 127 ff) sowie

nach Maßgabe dieser Satzung.
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(1)

I.

§ 2

Art und Umfang der Erschließungsanlagen

Beitragsfähig Ist der Erschließungsaufwand

für die zum Anbau bestimmten öffentlichen Straßen,
Wege und Plätze in

. bis zu einer Straßen-

breite (Fahrbahnen,

Radwege und Gehwege)

von

1, Wochenendhausgebieten

mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,2

2. Klelnsiedlungsgebieten

... -. ..... mji-t., ei. ne.r Geschoß flächeqzah^. jb.is 0, 3.
.. bei einseitiger Bebaubarkeit. ,

3. Kleinsiedlungsgebieten, soweit sie

nicht unter Nr. 2 fallen, Dorfge-
bieten,. reinen Wohngebieten, all-

gemeinen Wohngebieten, Mischge-
bieten

a) mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,7
bei einseitiger Bebaubarkeit -

b) mit einer Geschoßflächenzahl

über 0, 7 - 1,0

bei einseitiger Bebaubarkeit

7, 0 m

.. 1.Q/Q m..,

...... 8, 5 m ,..

14, 0 m

10, 5 m

18,0 m

12, 5 m
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bis zu einer Straßen-

breite (Fahrbahnen/

Radwege und Gehwege)

von

c) mit einer Geschoßflächenzahl über
1, 0 - 1/6

d) mit einer Geschoßflächenzahl über 1,6

4. Kerngebieten, Gewerbegebieten
und Sondergebieten

a) mit einer Geschoßflächenzahl bis 1,0

b) mit einer Geschoßflächenzahl
über 1/0 bis 1,6

. .. -, . . -*.-

c) mit einer Geschoßflächenzahl
. ... *.... - ... üb6i""1";6-ü£s i2',0

-*. --/.^.. ^--.. -;. ̂ -^. - - ^/* . '--. "' . - .. - .

'd) mit einer Geschoßflächenzahl über 2,0

5. Industriegebieten

a) mit einer Baumassenzahl bis 3,0

b) mit einer Baumassenzahl über 3, 0 - 6,0

c) mit einer Baumassenzahl über 6,0

20,0 m

23,0 m

20,0 m

23, 0 m

". '. '$5/0'm
.-/. >. < . »... ^-

27,0 m

23, 0 m

25, 0 m

27, 0 m
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./ bis zu einer Straßen-

breite (Fahrbahnen,

Radwege/ Gehwege) von

II. für die nicht zum Anbau bestinunten

Samraelstraßen (§ 127 Abs« 2 Nr. 2

BBauG) . . 27, 0 m

III. für Parkflächen

a)' die Bestandteil der Verkehrsanlagen

im Sinne von Nr. I und II sind, bis zu

soweit keine Standspuren vorges.ehen

sind/.

b) soweit sie nicht Bestandteil der in

Nr. I und II genannten Verkehrsanlagen -

sind, aber nach städtebaulichen Grund-

Sätzen innerhalb der Baugebiete zu deren

Erschließung notwendig sind, bis zu 15 v.

.
H. äer durch sie erschlossenen Grund-

stücksflächen" *"-""'''''"" .-.... -n ...-. ... - ..;

5, 0 m

IV. 'für Grünanlagen

a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen im

Sinne von Nr^ I und II sind, bis zu einer

weiteren Breite von ' 4/0 m

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr.

I und II genannten Verkehrsanlagen sind,

aber nach städtebaulichen Grundsätzen

innerhalb der Baugebiete zu deren Er-

Schließung notwendig sind, bis zu 15 v.

H« äer äurch sie erschlossenen Grund-

stücksflächen



- 5 -

^ v.

VI.

für Kinderspielplätze innerhalb der Bau-

gebiete bis zu 10 v. H. der durch sie

erschlossenen Grundstücksflächen

für Anlagen zum Schutz von Baugebieten
gegen schädliche Umwelteinwirkung im

Sinne des Bundes-Immissionsschutzge-

setzes. Art und Umfang dieser Anlagen

ergeben sich aus den Festsetzungen im

Bebauungsplan; fehlen solche Fest-

Setzungen, erfolgt die Regelung durch

ergänzende Satzung im Einzelfall.

....-%. .-

(2) Zu dem Erschließungsaufv/and nach Abs. 1 Nr. I bis
^ VI gehören insbesondere die Kosten für

a) den Erwerb der Grundflächen

b) die Freilegung der Grundflächen/

C) äie erstmalige Herstellung des Straßenkörpers ein-

".'' sch'ließlfch' des ÜnCer'bäüesV der'Se.festiguhg'der Ober-' "
. .fläche sowie notwendiger'Erhöhungen öder Ve'r'tief ungen/

ä) die Herstellung von Rinnen sowie der Randsteine,

e) die Radwege,

f) die Bürgersteige,

g) die Beleuchtungseinrichtungen,

h) äle Entwässerungseinrichtungen der Erschließungsanlageri,

i) den Anschluß an andere Erschließungsanlagen,

j) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungs-
anlagen,

k) die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stütz-
mauern.



(3)

(4)

(5)
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Der Erschließungsaufwand umfaßt auch den Wert der
von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereitgestellten
Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung.

Der Erschließungsaufwand im Rahmen des Abs. 1 umfaßt
auch die Kosten, die für äie Teile der Fahrbahn
einer Ortsdurchfahrt, einer Bundes-/ Staats- oder
Kreisstraße entstehen, die über die Breiten der an-
schließenden freien Strecken hinausgehen.

-\

Soweit Erschließungsanlagen im Sinne des Abs. 1 als
Sackgassen enden, ist für -die Fahrbahn des erforäer-
lichen Wendehammers eine Gesamtbreite bis zur doppelten
zulässigen Fahrbahnbreite beitragsfähig.

W - '
. ,-*/... <. .*".'

(2)

(3)

§ 3
Art der Ermittlung äes beitragsfahigen

Erschließungsaufwanäes.
.

...... » .-.«. »..

Der'bei'tr'ags'fählgeErscfiließungsaufwanä (§ 2) wird
näöh" äeri tätsächii'chen 'Kosten' ermittelt.

...-.«r '. «'-'.

Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wirä für die
einzelne Erschließungsanlage ermittelt. Die Geir.eir. ee
kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen 2r-

schließungsaufwand entweder für bestimmte Abschnitte
einer Erschließungsanlage oder für mehrere Anlagen,
die für die Erschließung äer Grundstücke eine Sin- .
heit bilden, ermitteln.

/

Die Aufwendungen für Sammelstraßen (§ 2 Abs. 1 Nr. II)/
für Parkflächen (§ 2 Abs. 1 Nr. III b), für G.rün-

anlagen (§ 2 Abs. -1 Nr. IV b) , für Kinderspielplätze
(§ 2 Abs. 1 Nr. V)' und für I.Tjr. issionsschutzanlagen
(§. 2 Abs« 1 Nr. VI) werden äen zum Anbau bestira.-.ts^
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Straßen, Wegen und Plätzen, zu denen sie von der
Erschließung her gehören, zugerechnet. Das Ver-
fahren nach Satz 1 findet keine Anwendung, wenn
das Abrechnungsgebiet (§ 4 Abs. 2) der Park-
flächen, Grünanlagen, Kinderspielplätze oder
Iromissionsschutzanlagen von dem Abrechnungsgebiet
der Straßen, Wege und Plätze abweicht; in diesem
Fall werden die Parkflächen, Grünanlagen, Kinder-
Spielplätze und immissionsschutzanlagen selbständig
als Erschließungssnlagen abgerechnet.

(1)

(2)

.f

§ 4
Gemeindeanteil und Abrechnungsgebiet

Die Gemeinde tragt 10 v. H. des beitragsfähigen Er-
schließungsaufwandes.

Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grunä-
stücke bilden das Abrechnungsgebiet. Wird ein Ab-
schnitt, einer ErBchlicßungsanlage oder-eine -Er- -- -

schließungs.einheit-gebildet, ^ind die--von dem- Ab- . -. - -
schnitt der Erschlleßungsärlagebzw. der Erschließuncs-
einheit erschlossenen Grundstücke das Abrechnungsge-

biet.

§ 5
Verteilung äes beitragsfähigen Erschließungs-

aufwandes

(1) Der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird
nach Abzug des Anteils der Gemeinde (§ 4 Abs. 1)
auf äie erschlossenen Grundstücke nach den Grund-
stücksflächen verteilt.
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.
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(2)

(3)

1.

2.

. ... > ........-». ». ^ ....-

., . :'.: ...^.. - .. /.-

Wird bei einer Verteilung nach Abs. 1 der Art
und dem Maß der baulichen oder sonstigen Nutzung
nicht ausreichend entsprochen, ist der nach § 4
Abs. 1 gekürzte be'itragsfähige Erschließungsauf-
wand auf die erschlossenen Grundstücke des Ab-
rechnungsgebietes zu verteilen und zwar

bei Straßen, Wegen, Plätzen, Kinderspielplätzen und
Anlagen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkunge:
in dem Verhältnis, in dem die Summen aus den Flächen
und zulässigen Geschoßflächen der einzelnen Grund-
stücke zueinander stehen?

bei Grünanlagen und Parkflächen in dem Verhältnis,
in dem die zulässigen Geschoßflächen zueinander .
stehen.

Die zulässigen Geschoß flächen im Sinne des Abs. 2
ergeben sich aus den planungsrechtlichen Fest-
Setzungen (Bebauungsplan). Ist im Bebauungsplan

...eine Baumas-senzahl--fes. tgesetzt, so ergeben sich-"-
.. -die-, zuiäss igen Geschoßf lachen aus den-Grundstücks-

flächen, vervielfacht m'it der ßaumassenzahl, ge-
teilt durch 3, 5. Werden die nach den Sätzen 1 und 2
ermittelten Geschcßflächen im Einzelfall zulässiger-
weise tatsächlich um mehr als 10 % überschritten, so
sind die tatsächlich vorhandenen Geschoß flächen der
Verteilung zugrundezulegen.
Ist nach bauordnungsrechtlichen oder sonstigen Vor-
Schriften im Einzelfall nur eine geringere Geschoß-
fläche zulässig, so ist diese der Verteilung zu-
grundezulegen.
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7 (4)

(5)

^..-'. .-,

(6)

Ist das Maß der baulichen Nutzung nicht festge-

setzt, so ergeben sich die zulässigen Geschoß-

flächen aus dem in der näheren Umgebung durch-

schnittlich vorhandenen Maß der Nutzung.

Ist dabei das zulässige Maß der baulichen Nutzung

aus einer Baumasse zu ermitteln, so errechnet sich.

die zulässige Geschoß fläche durch Teilung der Bau-

masse durch 3/5. überschreitet die tatsächlich vor-

handene Geschoß fläche die nach den Sätzen 1 und 2

ermittelte Geschoßflache um mehr als 10 %; so ist

die tatsächlich vorhandene Geschoß fläche der Ver-

teilung zugrundezulegen.
l

Liegen in Abrechnungsgebieten auch Grundstücke, die

nach den planungsrechtlichen Festsetzungen oder -

falls solche Festsetzungen nicht bestehen - nach der

in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Be-

l>auurig ganz oder überwiegend (baulich) gewerblich
oder industriell genutzt v/erden können oder werden

solche Grundstücke ganz oder überwiegend tatsächlich
. (-baul-ich) . g-et'/erblich oder- indüstri'&ll "genutz-b, "so'" ""
.. werden. -die nach'-den Abs . '. 2 bzw-. '3'ermittelten Ge- ' .""

schoß flächen äer ' . . ' '

Gewerbegrundstücke mit 1,5

. Inäustriegrundstücke mit 2,0

vervielfacht.

Bei Grundstücken, die ohne bauliche Nutzungsmöclich-
keit ganz oder überwiegend gewerblich oder industriell

genutzt werden dürfen, ist als zulässige Geschoß- .
fl-äche die hslbe Grundstücksf lache anzusetzen. Selb-

ständige Garagengrundstücke werden nur mit ihrer Grunä-

stücksfläche in die Verteilung einbezogen.
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Der beitragsfähige Aufwand für Sammelstraßen
(§ 2 Abs. 1 Ziff. II) wird auf die zum Anbau be-

.
stimmten Straßen, Wege und Plätze in dem von der

Sammelstraße erschlossenen Baugebiet in dem Ver-

'hältnis aufgeteilt, in dem ihre beitragsfähigen
Flächen zueinander stehen. Die Verteilung auf die

erschlossenen Grundstücke erfolgt gemäß Abs. 1

bis 6.

. (8) Pur Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungs-
anläge im Sinne des § 127 Abs. 2 Nr. 1 erschlossen

werden, sind die nach Absatz 1 oder Absatz 2 zu-
. treffenden Berechnungsdaten bei Abrechnung jeder

Erschließungssnlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen.

Dies gilt nicht,
' -. - . .

1. wenn ein Erschließungsbeitrag nur för eine Er-

schließungsanlage erhoben wird und Beiträge für

weitere Anlagen zu deren erstmaligen Herstellung

weder nach dem geltenden Recht noch nach vergleich-

baren'früheren'Rechtsvorschriften erhoben worden

sind oder erhoben werden,

2. für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Indusfrie-

gebieten, sowie für Grundstücke, die überwiegend

gev/erblich genutzt werden.

(9) Für Grundstücke, die zwischen zwei Erschließungs-

anlagen liegen, gilt Absatz 8 entsprechend, wenn

der geringste Abstand zwischen den Erschließungs-

anlagen nicht mehr als 50 m beträgt.
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§ 6
Kostehspaltung . .

Der Erschließungsbeitrag kann für

l« den Grunderwerb,

2. die Preilegung,
3. die Fahrbahn,

4. die Radwege,

5. die Bürgersteige,
6» ' die Sammels fraßen,

7, die Parkflächen,

. 8» die Grünanlagen,

9. di.e Beleuchtungseinrichtungen,

10. die Entwässerungseinrichtungen

gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge ua-
gelegt werden, sobald die Maßnahme, deren Aufwand

durch Teilbeträge gedeckt v/erden soll, abgeschlossen
worden ist.. Diesen Zeitpunkt stellt die Gemeinde

.- t-^-. :.. .-

. fest-. -
/,,. ... -;

. S. >../-.<» *. f .-,

(1)

§ 7
Merkmale der endgültigen Herstellung der

Erschließungsanlagen

Die zum Anbau bestinmiten Straßen, Wege und Plätze
sowie Sammelstraßen und Parkflächen sind endgültig
hergestellt, wenn sie die nachstehenden Merkmale
auf weisen:

eine Pflasterung, eine Asphalt-, Teer-, Beton--oder
ähnliche Decke neuzeitlicher Bauweise mit dem tech-
nisch notwendigen Unterbau,

2. Straßenentwässerung und Beleuchtung,

3. Anschluß an eine dem öffentlichen Verkehr gewiänete
Straße.

1.
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(2)

(3)

(4)

(5)

Bürgersteige und Radwege sind engültig hergestellt,
wenn sie eine Abgrenzung gegen die Fahrbahn und

gegeneinander sowie eine Befestigung mit Platten,.
Pflaster, Asphaltbelag oder eine ähnliche Decke
in neuzeitlicher Bauweise mit dem technisch not-

wendigen Unterbau auf weisen.
.

Grünanlagen sind endgültig hergestellt/ wenn ihre

Flächen gärtnerisch gestaltet sind.

Kinderspielplätze sind endgültig hergestellt, wenn
ihre Flächen ihrer Zweckbestimmung entsprechend

gestaltet und mit stationären oder beweglichen

Spielgeräten ausgestattet sind,

Die Anlagen zum Schutz von Ba.ugebieten gegen schää-
liche Umwelteinwirkungen sind endgültig hergestellt,

wenn ihre Ausstattung den Erfordernissen des Bunäes-

Inunissionsschutzgesetzes und den Festsetzungen ira

Bebauungsplan entspricht; fehlen solche Festsetzungen/

erfolgt die Regelung durch . ergänzende . Satzung.. i.n}...,.. .........
Einzelfall. . .. . .... ., .. ...... ; .. , .... -.. ^... ... .. : ......

(6) Zu den Merkmalen der endgültigen Herstellung äer in

den Absätzen 1 mit 5 genannten Erschließungsanlagen

gehören alle Maßnahmen, die durchgeführt werden

müssen, damit die Gemeinde das Eigentum oder eine

Dienstbarkeit an den für die Erschließungsanlage er-

forderlichen Grundstücken erlangt.

§ 8
Vorausleistungen

Im Falle des § 133 Abs. 3 BBauG werden Vorausleistungen

in Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitraces

erhoben.
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§ 9
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 01.01. 1980 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Erschließungsbeitrags-

Satzung vom 18. 07. 1974 außer Kraft.

Eichstätt, 6. Februar 1980

Gemeinde Walting

-^N.̂AA)
M. Schroll

1, Bürgermeister

^.

. - * .<

». *- : .. -*/.. . . « -. t. ».. . .. ». ; .» ..-


